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Geſetz-Sammlung 


fuͤr die - 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Xr. DD. — 


(Nr. 3546.) Geſetz, betreffend die Abaͤnderung der Artikel 94. und 95. der Verfaſſungs- 
Urkunde vom 31. Januar 1850. Vom 21. Mai 1852. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 
Artikel 1. 
Die Artikel 94. und 95. der Verfaſſungs-Urkunde vom 31. Januar 1850. 


ſind aufgehoben. 
An deren Stelle treten folgende Beſtimmungen: 


Artikel 2. 

Bei Verbrechen erfolgt die Entſcheidung über die Schuld des Angeklagten 
durch Geſchworene, inſoweit ein mit vorheriger Zuſtimmung der Kammern er: 
laſſenes Geſetz nicht Ausnahmen beſtimmt. Die Bildung des Geſchworenen— 
gerichts regelt das Geſetz. 

Artikel 3. 

Es kann durch ein mit vorheriger Zuſtimmung der Kammern zu erlaſ— 
ſendes Geſetz ein beſonderer Gerichtshof errichtet werden, deſſen Zuſtaͤndigkeit 
die Verbrechen des Hochverraths und diejenigen Verbrechen gegen die innere 
und aͤußere Sicherheit des Staats, welche ihm durch das Geſet uͤberwieſen 
werden, begreift. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 21. Mai 1852. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. 
v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


Jahrgang 1852, (Nr. 3346 — 3547.) * 34 (Nr. 3547.) 
Ausgegeben zu Berlin den 24. Mai 1852. 
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(Nr. 3547.) Geſetz, betreffend einige Ergänzungen des Einfuͤhrungs-Geſetzes zum Straf⸗ 
geſetzbuche. Vom 22. Mai 1852. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


Artikel J. 


Bis zum Erlaß anderweiter geſetzlicher Beſtimmungen findet folgende 
Ausnahme von den Vorſchriften Artikel XIII. des Geſetzes vom 14. April 
1851. uͤber die es des Strafgeſetzbuchs Statt: 9 


De 


Die Unterfuchung und Entſcheidung wegen nachbenannter Verbrechen: 


1) des ſchweren Diebſtahls (Strafgeſetzbuch $. 218.), inſofern nicht der 
. 58. oder H. 219. a. a. O. zur Anwendung kommt; 

2 des einfachen Diebſtahls im Falle des H. 219. a. a. O.; 

3) der Hehlerei in den Faͤllen der $$. 238. und 239. a. a. O.; 

4) der einfachen Hehlerei im Falle des F. 240. a. a. O. 


erfolgt durch die Gerichtsabtheilungen. 
§. 2. 


Hinſichtlich des Verfahrens kommen die fuͤr Vergehen beſtehenden Vor— 
N zur Anwendung. 


§. 3. 


Andere als die im $. 1. benannten Verbrechen koͤnnen auch auf Grund 
der Konnexitaͤt nicht vor die Gerichtsabtheilungen gebracht werden. 


H. 4. 


Die §§. 1. und 2. finden auf alle Fälle Anwendung, in denen zu der 
Zeit, wo dieſes Geſetz in Kraft tritt, die definitive Verſetzung des Angeſchul— 
digten in den Anklageſtand noch nicht erfolgt iſt. 


Artikel II. 


Bei Chrverletzungen und leichten Mißhandlungen, welche im Wege des 
Civilprozeſſes verfolgt werden, ſind fuͤr die Kompetenz des Einzelrichters 3 
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der Gerichtsabtheilungen nicht die Beſtimmungen des Artikels XIII. des Ein⸗ 
fuͤhrungsgeſetzes vom 14. April 1851., ſondern die in den SS. 20. und 22. der 
Verordnung vom 2. Januar 1849. (Gefeß - Sammlung Seite 1.) über Inju⸗ 
rienſachen enthaltenen Vorſchriften maaßgebend. a 


Artikel III. 


Die Beſtimmungen der $$. 215—224., 349. Nr. 3. des Strafgeſetzbuchs 
finden auf Entwendungen von Früchten und anderen Boden-Erzeugniſſen, welche 
durch die Feldpolizei-Ordnung vom 1. November 1847. oder das Rural-Geſetz vom 


at 1791. mit Strafe bedroht find, keine Anwendung. 


In denjenigen Landestheilen, in welchen weder die Feldpolizeij⸗Ordnung 
vom 1. November 1847., noch das Rural-Geſetz vom eder — 179. gilt, 
unterliegen die in der Feldpolizei-Ordnung vom 1. November 1847. unter 
Strafe geftellten Entwendungen von Früchten und anderen Boden⸗Erzeugniſſen 
den Beſtimmungen der $$. 215 —224., 349. Nr. 3. des Strafgeſetzbuchs nicht; 
es ſollen vielmehr auf derartige Entwendungen, inſoweit fie nicht durch befon- 
dere, die Feldpolizei betreffende Strafbeſtimmungen vorgeſehen ſind, die Vor— 
ſchriften der Feldpolizei-Ordnung vom 1. November 1847. angewendet werden. 


Artikel IV. 


In Anſehung aller Verbrechen und Vergehen ſolcher Perſonen, welche 
zur Zeit der That das ſechs zehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hatten, erfolgt 
die Unterſuchung und Entſcheidung durch die Gerichtsabtheilungen, beziehungs⸗ 
weiſe die Zuchtpolizeikammern, ſofern nicht wegen Konnexitaͤt die Verwei⸗ 
ſung vor den Schwurgerichtshof auszuſprechen iſt. 


Artikel v. 


Vergehen und Uebertretungen, welche durch Zuwiderhandlung gegen die 
Vorſchriften über die Entrichtung der Steuern, Zölle, Poſtgefaͤlle, Kommuni⸗ 
kations⸗Abgaben und aller übrigen öffentlichen Abgaben und Gefälle begangen 
werden, verjaͤhren in fuͤnf Jahren. 


Artikel VL 


Im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Koͤln kommen in Anſehung 
der im SF, erwähnten Zuwiderhandlungen folgende Beſtimmungen zur An- 
wendung: 7 


1) die von den Polizeigerichten erlaffenen Urtheile konnen ohne Ausnahme 
von dem Beſchuldigten, der Staatsanwaltſchaft und der Civilpartei durch 
Berufung angegriffen werden; 5 


(Nr. 3547.) 2) der 


Frag 292. 
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2) der zur Verwaltung der betreffenden Abgaben oder Gefaͤlle beſtellten 
Behörde ſtehen, wenn fie als Civilpartei aufgetreten ift, auch ruͤckſichtlich 
der Strafe die geſetzlichen Rechtsmittel zu. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 22. Mai 1852. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. 
v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


I | } 
8 chtigung 


a dem, zwifchen dem Zollverein und der ottomaniſchen Pforte vereinbarten, 

eite 679. ff. der Geſetz-Sammlung von 1851. abgedruckten Zoll-Tarife iſt 
Seite 680 in der vorletzten Spalte Zeile 8. von unten ſtatt „5000 Stuͤck“ 
zu leſen: 50,000 Stuͤck. f 


Nedigirt im Büreau des Staats -Minifteriuns, 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Gebeimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


